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dung des Rates des Kreises. Unterhaltsbeihilfen können 
auch einmalig oder nur für einen bestimmten Zeitraum 
gewährt werden.

(2) Einem Teil der Schüler kann, ohne daß Unter­
haltsbeihilfen bewilligt werden, volle Lernmittelfreiheit 
gewährt werden.

§ 5
(1) Den Unterhaltspflichtigen ist von dem Direktor 

der Schule die Anordnung zu erläutern. Sie sind im Be­
darfsfälle auf2ufordern, Anträge auf Beihilfen bei der 
Schulleitung einzureichen. Für die Gewährung von 
Unterhaltsbeihilfen ist an jeder Oberschule eine Kom­
mission verantwortlich. Ihr gehören an:

der Direktor der Schule als Leiter, 
der Vorsitzende des Eltembeirates, 
der FDJ-Sekretär oder ein Mitglied der Schul­

gruppenleitung der FDJ, 
ein Vertreter des Patenbetriebes, 
der jeweils zuständige Klassenleiter, 
ein Vertreter des DFD.

(2) Anträge auf Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 
sind Von den Unterhaltspflichtigen an den Direktor der 
zuständigen Oberschule zu richten. Die Anträge müssen 
jährlich wiederholt werden. Die Unterhaltspflichtigen 
sind verpflichtet, Während des Schuljahres Ände­
rungen ihrer Einkommensverhältnisse dem Direktor der 
Oberschule mitzuteilen.

(3) Die Kommission übersendet den Antrag vor der 
Beschlußfassung an den VEB, das staatliche Organ oder 
die Genossenschaft, in der der Unterhaltspflichtige be­
ruflich tätig ist, mit der Bitte um Prüfung und Stellung­
nahme. Erst nach Zustimmung faßt die Kommission den 
Beschluß über die Gewährung einer Unterhaltsbeihilfe.

(4) Die zur Gewährung vorgesehenen Beträge sind 
listenmäßig zu erfassen und halbjährlich dem Leiter 
der Abteilung Volksbildung des Rates des Kreises zur 
Bestätigung vorzulegen.

(5) Einsprüche sind an die Kommission der betreffen­
den Oberschule zu richten. Bei erneuter Ablehnung sind 
die Einsprüche von der Kommission mit einer Stellung­
nahme an den Rat des Kreises, Abteilung Volksbildung, 
zu geben, der die endgültige Entscheidung trifft.

(6) Die Zahlung der Unterhaltsbeihilfe erfolgt im 
Regelfall bis zum Ende des Schuljahres bzw. einschließ­
lich des Monats der Entlassung aus der Schule. §

§ 6
(1) Unterhaltsbeihilfen können für Schüler der erwei­

terten Oberschulen gewährt werden.
(2) Die §§ 1 bis 5 finden entsprechende Anwendung. 

Für die Schüler der 11. und 12. Klassen der erweiterten 
Oberschulen werden im Regelfälle Unterhaltsbeihilfen 
bis zu 60 DM und in Ausnahmefällen bis 80 DM monat­
lich gezahlt.

§ 7
Voll- und Halbwaisen, die eine Unterhaltsbeihilfe er­

halten und für die mit vollendetem 18. Lebensjahr die 
Zahlung der Waisenrente eingestellt wurde, können zu­
sätzliche monatliche Beihilfen (Vollwaisen bis zu 70 DM 
und Halbwaisen bis zu 45 DM) erhalten, wenn das 
monatliche Bruttoeinkommen des für den Schüler Unter­
haltspflichtigen weniger als 230 DM beträgt. Dieser 
Richtsatz erhöht sich um je 30 DM für jeden weiteren 
Unterhaltsberechtigten in der Familie (Ehepartner aus­
genommen).

§ 8
An Kinder oder Pflegekinder von Rentnern und So­

zialunterstützungsempfängern, die eine Unterhaltsbei­
hilfe erhalten und für die mit vollendetem 18. Lebens­
jahr die Zahlung des Kinderzuschlages auf die Rente 
oder Unterstützung des Unterhaltspflichtigen eingestellt 
wird, können im Falle außerordentlicher Bedürftigkeit 
zusätzliche Beihilfen bis Zu einer Höhe von 40 DM 
monatlich gezahlt werden.

§ 9
Für Spezialoberschulen (mit erweitertem Russisch­

unterricht u. a.) kann das Ministerium für Volksbildung 
im Einvernehmen mit dem Ministerium der Finanzen 
besondere Regelungen treffen.

§ 10
Schüler, die im Schuljahr 1958/59 eine höhere Beihilfe 

erhielten, als ihnen nach dieser Anordnung gewährt 
werden kann, erhalten bei Vorliegen der gleichen Vor­
aussetzungen auf Grund der bisherigen Bestimmungen 
die Beihilfe in der bisherigen Höhe weiter.

§ 11
Der jährliche Gesamtbetrag für Unterhaltsbeihilfen 

wird vom Ministerium für Volksbildung festgelegt 
und mit dem Ministerium der Finanzen entspre­
chend den unterschiedlichen sozial-ökonomischen Bedin­
gungen auf die einzelnen Bezirke aufgeteilt, Diese Be­
träge stellen die Höchstgrenze dar und sind für Unter­
haltsbeihilfen zweckgebunden zu verwenden. Die Räte 
der Bezirke, Abteilung Volksbildung, differenzieren die 
ihnen bekanntgegebenen Beträge in Zusammenarbeit 
mit der Abteilung Finanzen entsprechend den sozial­
ökonomischen Bedingungen für die einzelnen Kreise. 
In gleicher Weise verfahren die Räte der Kreise, Abtei­
lung Volksbildung, bei der Aufteilung auf die einzelnen 
Oberschulen.

§ 12
(1) Diese Anordnung tritt am 1. September 1959 in 

Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Anordnung vom 8. Juni 1954 

über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen an Ober­
schüler (ZB1. S. 203) außer Kraft.

Berlin, den 1. Juli 1959
Der Minister für Volksbildung

I. V.: L o r e n z  
Staatssekretär

Anordnung
über die Besteuerung der Masseure und Kranken­

gymnasten.
Vom 11. Juli 1959

Auf Grund des § 13 der Abgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (RGBl. I S. 161) wird folgendes angeordnet:

§ 1
(1) Einkünfte aus der Tätigkeit als Masseur oder 

Krankengymnast außerhalb eines Arbeitsrechtsverhält- 
nisses sind Einkünfte aus sonstiger selbständiger Arbeit 
im Sinne des § 18 EStG, Wenn diese Bürger

a) die staatliche Prüfung mit Erfolg bestanden haben 
oder auf Grund der bisherigen Tätigkeit ohne Prü­
fung von den örtlichen Organen des Gesundheits­
wesens zugelassen sind,

b) keine qualifizierte Hilfskraft oder nicht mehr als 
zwei technische Hilfskräfte beschäftigen.


